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§ 41. (1) Jeder Betreiber eines öffentlichen Telekommunikationsnetzes ist verpflichtet, anderen Betreibern 
solcher Netze auf Nachfrage ein Angebot auf Zusammenschaltung abzugeben. Alle Beteiligten haben hiebei das 
Ziel anzustreben, die Kommunikation der Nutzer verschiedener öffentlicher Telekommunikationsnetze 
untereinander zu ermöglichen und zu verbessern. 

(2) Kommt zwischen einem Betreiber eines Telekommunikationsnetzes, der 
Telekommunikationsdienstleistungen für die Öffentlichkeit anbietet, und einem anderen Betreiber eines 
öffentlichen Telekommunikationsnetzes eine Vereinbarung über Zusammenschaltung binnen einer Frist von 
sechs Wochen ab dem Einlangen der Nachfrage nicht zustande, kann jeder der an der Zusammenschaltung 
Beteiligten die Regulierungsbehörde anrufen. 

(3) Die Regulierungsbehörde hat nach Anhörung der Beteiligten innerhalb einer Frist von sechs Wochen, 
beginnend mit der Anrufung, über die Anordnung der Zusammenschaltung zu entscheiden. Die 
Regulierungsbehörde kann das Verfahren um längstens vier Wochen verlängern. Die Anordnung ersetzt eine zu 
treffende Vereinbarung. Die Regulierungsbehörde hat dabei die Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften, 
die nach Art. 6 der Richtlinie 90/387/EWG des Rates vom 28. Juni 1990 zur Verwirklichung des Binnenmarktes 
für Telekommunikationsdienste durch Einführung eines offenen Netzzugangs (Open Network Provision - ONP) 
(ABl. Nr. L 192 vom 24. 7. 1990, S 1) vom Europäischen Parlament und vom Rat erlassen werden, zu beachten. 
Entsprechend der Richtlinie findet der Grundsatz der Kostenorientiertheit nur bei der Festlegung der Höhe der 
Entgelte von marktbeherrschenden Unternehmen Anwendung. 

(4) Marktbeherrschende Unternehmen sind verpflichtet, eine Liste jener 
Standardzusammenschaltungsangebote für ihre Netze zu erstellen, die am Markt nachgefragt werden, oder die 
von Diensten, die dieses Unternehmen selbst im Wettbewerb mit anderen erbringt, verwendet werden. 

(5) Standardzusammenschaltungsangebote gemäß Abs. 4 und Zusammenschaltungsvereinbarungen gemäß 
Abs. 2 sind der Regulierungsbehörde schriftlich vorzulegen; sie werden von dieser veröffentlicht. 


